Satzung

der „Lothar und Ilse Seeber - Stiftung

-
Stiftungsgeschäft (2 Seiten), Verfassung (10 Seiten) sowie Erklärung der berufenen Vorstandsmitglieder (1 Seite) - 


Stiftungsgeschäft 

betreffend

die Errichtung

der „Lothar und Ilse Seeber - Stiftung“

------------------------------------------------------------------------ 

Wir, die unterzeichnenden Eheleute Lothar, geb. am 8.4.1926 in Gotha/Thüringen,  und Ilse Seeber geb. Wunderlich, geb. am 9.6.1929 in Ludwigslust/Mecklenburg, beide derzeit wohnhaft und aufhältlich in 35041 Marburg a. d. Lahn, Ortsteil Haddamshausen, Auf der Kanzel 1, errichten hiermit - durch (An)Stiftung unter Lebenden - die

„Lothar und Ilse Seeber - Stiftung“

als rechtsfähige, mithin selbständige Stiftung Bürgerlichen Rechts (Rechtssubjekt) mit Sitz in Marburg a. d. Lahn.

Z w e c k: Die Stiftung verfolgt, primär ohne eigenwirtschaftliche Zielsetzung, ausschließlich und unmittelbar einen gemeinnützigen Zweck, nämlich die selbstlos zu veranlassende sowie nachhaltig zu sichernde Unterstützung der Deutschen Blindenstudienanstalt e. V. (blista), Bildungs- und Hilfseinrichtung für Blinde und Sehbehinderte, ebenfalls mit Sitz in Marburg a. d. Lahn, Am Schlag 8. Die finanzielle Unterstützung soll insbesondere folgende institutionelle Anstaltsbereiche begünstigen: O&M (Orientierung u. Mobilität), LPF (lebenspraktische Fertigkeiten), RES (pädagogische Frühförderung von Kindern bis zum Schuleintritt) sowie DBB (Deutsche Blindenblibliothek).

V e r m ö g e n: Wir dotieren die Stiftung zunächst mit einem Grundstock im Nennwert von mindestens 100.000,00 EUR - i. W. einhunderttausend Euro; bei Fälligkeit bestückt in Wertpapieren sowie ggf. Liquidität.

Zur weiteren E r h ö h u n g des Grundstocks haben wir die Stiftung durch gemeinschaftliches Ehegatten-Testament, hinterlegt beim Amtsgericht Marburg a. d. Lahn, als alleinige Schlusserbin eingesetzt. Zwecks Sicherstellung unseres letzten Willens haben wir Testamentsvollstreckung (Abwicklungsvollstreckung) angeordnet. Zum Testamentsvollstrecker haben wir berufen Herrn Diplomkaufmann Ulrich Blanke, Vereidigter Buchprüfer und Steuerberater; ersatzweise für den Fall, dass dieser vor oder nach Annahme dieses Amtes ausfallen sollte, Herrn Rechtsanwalt Michael Kühn, Fachanwalt für Steuerrecht. Herr Blanke und Herr Kühn sind Partner der Sozietät „Blanke, Klee und Kühn“, derzeit domiziliert in 35037 Marburg a. d. Lahn, Kernstadt, Software Center 5a.

O r g a n  der Stiftung: Einziges Organ der Stiftung ist der aus 4 Personen bestehende Erstvorstand sowie zu gegebener Zeit der aus 3 Personen bestehende Folgevorstand; jeweils besetzt mit 1 Vorstandsvorsitzenden sowie 3 bzw. 2 Vorstands-Fachmitgliedern (jedes Mitglied mit einem ständigen Vertreter).

Im Einzelnen ist für die „Lothar und Ilse Seeber-Stiftung“ deren datumsgleiche Verfassung maßgebend, der - im Wesentlichen - das Hessische Stiftungsgesetz vom 4.4.1966 -HStG- (Hess. GVBI I S. 77), zuletzt geändert durch Gesetz des Landes Hessen vom 26.11.2002 (Hess. GVBI I S. 700), zugrunde liegt.

Marburg a. d. Lahn, Dezember 2005 

(Lothar Seeber, Stifter)



(Ilse Seeber, Stifterin)


V e r f a s s u n g

der

“Lothar und Ilse Seeber - Stiftung”

------------------------------------------------- 

§ 1
(Name, Rechtsform, Sitz)

(1)
Die Stiftung führt den Namen „Lothar und Ilse Seeber - Stiftung“.

(2)
Die Stiftung ist eine rechtsfähige Stiftung des Bürgerlichen Rechts (Rechtssubjekt).

(3)
Die Stiftung hat ihren Sitz in Marburg a. d. Lahn.

§ 2
(Stiftungszweck)

(1)
Die Stiftung verfolgt, primär ohne eigenwirtschaftliche Zielsetzung, ausschließlich und unmittelbar einen gemeinnützigen Zweck, nämlich die selbstlos zu veranlassende sowie nachhaltig zu sichernde Unterstützung der Deutschen Blindenstudienanstalt e. V. (blista), Bildungs- und Hilfseinrichtung für Blinde und Sehbehinderte, ebenfalls mit Sitz in Marburg a. d. Lahn, Am Schlag 8. Die finanzielle Unterstützung soll insbesondere folgende institutionelle Anstaltsbereiche begünstigen: O&M (Orientierung und Mobilität), LPF (lebenspraktische Fertigkeiten), RES (pädagogische Frühförderung von Kindern) sowie DBB (Deutsche Blindenbibliothek).

(2)
Die Stiftung verwirklicht, wenn dafür keine Rechtspflicht anderer besteht oder damit keine öffentlichen Mittel ersetzt werden, den vorgenannten Zweck, soweit die Anstalt ihre allgemein als besonders förderungswürdig anerkannten gemeinnützigen Aufgaben zum Wohle Blinder und Sehbehinderter erfüllt; nach Maßgabe der gesetzlichen Vorgaben, z. Zt. verbindlich festgeschrieben in der Deutschen Abgabenordnung 1977 (AO), i.d.F. der Bekanntmachung v. 1.10.02 - 


hier: 2. Teil, 3. Abschnitt (Steuerbegünstigte Zwecke).

(3)
Über die Vergabe der Stiftungsmittel entscheidet der Vorstand der Stiftung. Verfügbare Mittel dürfen lediglich für verfassungskonforme Zwecke verwendet werden. Niemand darf durch Ausgaben, Leistungen oder Zuwendungen, die mit dem Stiftungszweck unvereinbar sind bzw. durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

(4)
Ein Rechtsanspruch auf Zuwendung von Stiftungsmitteln besteht nicht.

§ 3
(Stiftungsvermögen, Substanzsicherung)

(1)
Die Stiftung wird mit einem anfänglichen Grundstock im Nennwert von mindestens 100.000,00 EUR - i. W. einhunderttausend Euro - ausgestattet, den die Stifter binnen 2 Monaten nach Anerkennung und Erteilung der vorläufigen Steuer-Freistellung in Wertpapieren sowie evt. in Liquidität zukommen lassen werden.

(2)
Das Stiftungsvermögen (Grundstock) ist grundsätzlich in seinem jeweiligen Bestand ungeschmälert zu erhalten sowie gesondert, nachweisbar von anderen Werten, getrennt zu führen und zu halten. Ein Rückgriff auf den Grundstock ist ausschließlich und allein nur mit Zustimmung der insoweit zuständigen Aufsichtsbehörde zulässig, sofern der Stifterwille anders nicht zu verwirklichen und dabei der Fortbestand der Stiftung auch weiterhin für angemessene Zeit gewährleistet bleibt.

(3)
Damit das Grundstockvermögen keinen Wertverfall erfährt, ist ein entsprechender Anteil der erzielten Erträge einer die Inflation ausgleichenden Rücklage zuzuführen, die alsdann zu diesem nicht verfügbaren Vermögensteil zu nehmen ist, also dem Grundstock zuwächst. Maßstab: Jahresinflationsquote, amtlich festgestellt und veröffentlicht durch das Statistische Bundesamt für die Bundesrepublik Deutschland.

(4)
Ist darüber hinaus, aus welchen Gründen auch immer, der Nettowert des Grundstocks, ggf. nach Abzug der Schulden sowie der verfügbaren Stiftungsmittel, in Verfall geraten (z.B. Verluste der Kapitalanlage), sind, unbeschadet der Inflationsrücklage, alle weiteren nächstanfallenden freien, an sich zeitnah auszuschüttenden Erträge solange dem Grundstock gutzuschreiben, bis der ursprüngliche Bestandswert wieder erreicht ist. 

§ 4
(Stiftungsvermögen, Aufstockung)

Der Grundstock des Stiftungsvermögens, ebenso aber auch die jeweiligen projektbezogenen Ausschüttungen der Stiftung, können jederzeit durch entsprechende satzungskonforme Zuwendungen seitens der Stifter oder von Dritten (natürliche/juristische Personen), unter Lebenden oder von Todes wegen, erhöht werden, so wie es vom Geber ausdrücklich bestimmt wird. Im Zweifelsfall: Verwendung zur Grundstockerhöhung.

Die Aufstockung des Grundvermögens soll insbesondere durch die von den Stiftern bereits verbindlich verfügte Einsetzung der Stiftung als alleinige Schlusserbin erfolgen (gemeinschaftliches Ehegatten-Testament vom 26.6.94 - hinterlegt beim Amtsgericht Marburg a. d. Lahn, Gesch.Z. 6 Verwb. Nr. 20446 - nebst 1. Nachtrag vom 17.6.01, Gesch.Z. 6 Verwb. Nr. 23791 - sowie 4. Nachtrag vom 26.4.05, Gesch.Z. Verwb. Nr. 25480).

§ 5
(Stiftungsvermögen, Verwaltung)

(1)
Bei der Verwaltung der Vermögenswerte, die zum Grundstock gehören sowie diejenigen, die verfügbar sind, ist die Stiftung nach Maßgabe dieser Verfassung und der jeweils geltenden Gesetze bzw. gemeinnützigkeitsrechtlichen Bestimmungen grundsätzlich frei. Die Stiftung hat jedoch mit der Sorgfalt eines ordentlichen Wirtschafters diese Werte planorientiert und sparsam zu handhaben sowie die verfügbaren Netto-Erträge strikt fallbezogen und jederzeit nachweisbar zu verwenden. Die Stiftung darf jedenfalls keine Person durch Ausgaben u. a. begünstigen, die mit dem Stiftungszweck unvereinbar sind; sie darf auch keineswegs Vergütungen oder Zuwendungen gewähren, die außer Verhältnis zur erbrachten oder noch zu erbringenden Gegenleistung stehen.

(2)
Insbesondere:

a.
Die Substanzsicherung hat absoluten Vorrang. Die darüber hinaus gehenden, an sich stets zeitnah zu vergebenden Überschüsse und Gewinne aus der Vermögensverwaltung (abzüglich Verwaltungskosten, anlagebedingten Aufwendungen u. dergl.) sind jedoch ausnahmsweise - wie folgt - ebenfalls dem nicht verfügbaren Grundstock zuzuführen:


insgesamt, also ohne jede Einschränkung, im Errichtungsjahr der Stiftung (Rumpfjahr) sowie zusätzlich in den zwei Folgejahren (58 Nr. 12 AO);


ab vierten Jahr jeweils bis zu einem Drittel (§ 58 Nr. 7a AO), aber auch nur dann, wenn der Vorstand diese Aufstockung, jährlich vorab, für sachdienlich sowie unter den alsdann absehbaren Umständen für zwingend erforderlich hält.

b.
Aus den Vermögenswerten insgesamt, also sowohl aus den an sich verfügbaren Mitteln wie auch, wenn nicht anders möglich, aus dem Grundstock selbst, ist im angemessenen Rahmen die Grabstelle der Stifterfamilie auf dem Friedhof in Marburg a. d. Lahn - Stadtteil Haddamshausen - zu pflegen und nach Maßgabe der örtlichen Friedhofsordnung zu erhalten sowie - ganz allgemein - das Andenken an die Stifter würdig zu bewahren (§58 Nr. 5 AO).

§ 6 
(Erträgnisse, Thesaurierung)

Auf Beschluss des Vorstandes können, unbeschadet der Regelungen nach § 3 Abs. 3,4 und § 5 Abs. 2, weitere verfügbare, an sich ebenfalls zeitnah zu verwendende Vergabemittel ganz oder teilweise für einen konkret absehbaren, möglichst im Voraus befristeten, immer jedoch angemessenen Zeitraum in eine zweckgebundene Rücklage eingestellt werden, wenn das jeweils zu fördernde Projekt nicht anders zu realisieren ist, weil bislang seitens der Stiftung die aktuell verfügbaren Mittel noch nicht ausreichen (§ 58 Nr. 6 AO).

§ 7
(Geschäftsjahr)


Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das 1. Geschäftsjahr ist ein Rumpfjahr, das am 31.12. 2005 endet.

§ 8
(Organ der Stiftung)

(1)
Einziges Organ der Stiftung ist der aus 4 Personen bestehende Erstvorstand sowie der aus 3 Personen bestehende Folgevorstand, dem jeweils allein die Befugnis zur gemeinsamen Geschäftsführung obliegt, u. a. insbesondere die Verwaltung des Stiftungsvermögens (Grundstock) sowie die satzungskonforme Verfügung über die Erträgnisse. Er hat dabei strikt den erkennbaren oder mutmaßlichen Willen der Stifter so wirksam und nachhaltig wie nur immer möglich zu erfüllen.

(2)
Der Vorstand vertritt die Stiftung gemeinsam in allen gerichtlichen und außergerichtlichen Angelegenheiten; er kann jedoch ein Vorstandsmitglied, soweit (noch) erforderlich, allgemein oder im Einzelfall dazu ermächtigen, auch durch schriftliche Vollmachtsurkunde.

(3)
Die Mitgliedschaft im Vorstand ist - mit Ausnahme der Stifter - an die hauptberufliche, den eigenen Lebensunterhalt sichernde Tätigkeit seiner Mitglieder funktionsgebunden. Jede Person kann nur solange Mitglied sein, wie sie diese Beschäftigung persönlich, also unmittelbar selbst ausübt.

(4)
Die Vorstandsmitglieder nehmen ihre Stiftungsaufgaben ehrenamtlich wahr; sie können jedoch Auslagenersatz in angemessenen Rahmen geltend machen, sofern die Finanzlage der Stiftung und ihr gemeinnütziger Zweck dieses zulassen.

(5)
Scheidet ein Mitglied des Vorstands aus, tritt unmittelbar und sofort an seine Stelle (mit gleichem Geschäftsbereich) sein ständiger Vertreter. Ist eine solche Nachfolgeregelung nicht möglich, gilt das Kooptationsprinzip - hier: Neuwahl mit einfacher Stimmenmehrheit aller verbliebenen Organmitglieder (Beschlussverfahren gem. § 9 Abs. 3). Wählbar sind aber nur solche Personen, die im Geschäftsbereich des ausgeschiedenen Mitglieds langjährige Erfahrung besitzen sowie ebenso beschäftigt und insoweit ebenfalls funktionsgebunden sind (§ 8 Abs. 3).

§ 9
(Stiftungsvorstand, Geschäftsführung)

(1)
Der Vorstand führt sämtliche Stiftungsgeschäfte arbeitsteilig, entscheidet jedoch gemeinsam im Beschlussverfahren durch die Gesamtheit seiner Mitglieder (ggf. durch deren ständige Vertreter). Er kann jedoch im Einzelfall die Entscheidungsbefugnis an ein Mitglied delegieren.

(2)
Der Gesamtvorstand tritt mindestens halbjährlich, bei Bedarf auch früher zusammen. Dazu lädt der Vorsitzende jeweils schriftlich ein, nachdem er vorab mit jedem Mitglied Teilnahme, Ort und Termin abgeklärt und entsprechend vereinbart hat. Ausnahmsweise, u. a. bei Verhinderung (Abwesenheit) eines oder mehrerer Mitglieder, kann insoweit, ganz oder auch teilweise, unter Fristsetzung durch schriftlichen Umlauf verfahren werden.

(3)
Beschlüsse sind jeweils mit einfacher Mehrheit der die Stimme abgebenden Mitglieder zu treffen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Ausnahme: Im Erstvorstand kann der vorsitzende Stifter(in) nicht überstimmt werden.

(4)
Jedes Vorstandsmitglied wird, sobald und soweit erforderlich, im Rahmen seines ihm zugeordneten Geschäftsbereiches zunächst allein, mithin selbständig und eigenverantwortlich, tätig. Falls es insoweit einer Entscheidung des Gesamtvorstandes bedarf (z. B. §§ 7 ff. HStG), trägt das befasste Mitglied mündlich vor oder legt dar sein Anliegen (Vorschlag) dem Gesamtvorstand zur Beschlussfassung (ggf. an oder über den Vorsitzenden). Die Durch- und Ausführung der Entscheidung kann alsdann der Vorsitzende selbst übernehmen oder an das jeweils zuständige Mitglied mit der Bitte um alsbaldige Vollzugsanzeige übertragen. Die Übertragung schließt die auf Verlangen schriftlich zu erteilende Vollmacht ein, im Namen der Stiftung gegenüber Dritten aufzutreten und auftragsgemäß zu handeln.

§ 10
(Stiftungsvorstand, Besetzung, Zuständigkeiten)

(1)
Erstvorstand,


im Amt bis zum Ableben bzw. bis zum Verzicht oder der Geschäftsunfähigkeit beider Stifter;


Vorsitzender(e) des Vorstandes:


Stifter-Eheleute Lothar und Ilse Seeber geb. Wunderlich, beide derzeit wohnhaft und aufhältlich in 35041 Marburg a. d. Lahn, Ortsteil Haddamshausen, Auf der Kanzel 1,


beide mit 1 Stimme im Vorstand, gegenseitige Vertretung jederzeit nach Belieben;


Geschäftsbereich: Koordination des Gesamtvorstandes, fachlich und personell - Einberufung und Protokollierung der Vorstandssitzungen - Geschäftsverkehr mit der Aufsichtsbehörde (sofern damit kein anderes Vorstandsmitglied ermächtigt ist oder fallbezogen vom Vorstandsvorsitzenden beauftragt wird) - alle weiteren Aufgaben und Stiftungsbelange, die jeweils anfallen und für die keine spezielle Zuständigkeit eines Vorstandsmitglieds besteht bzw. vom Vorsitzenden delegiert wird.


1. Vorstands-Fachmitglied:


Funktion: Vorstandsvorsitzender der Deutschen Blindenstudienanstalt 

e. V. (blista), nämlich


Herr Direktor Jürgen Hertlein, domiziliert in 35037 Marburg, Kernstadt, Am Schlag 8; bei Verhinderung ständig vertreten durch den Kaufmännischen Vorstand dieser Anstalt, Herrn Arno Kraußmann, ebenda;


Geschäftsbereich: Blindenpädagogische Aufgaben und gemeinnützige Projekte der Deutschen Blindenstudienanstalt, die dem Vorstand sinnvoll erscheinen und im Rahmen der satzungskonformen Förderung besonders geeignet sind, jedenfalls aber auf andere Art und Weise nicht verwirklicht werden können - Aufstellung und Vorlage einer nach Bedarf und Dringlichkeit geordneten, im einzelnen nachprüfbaren und mit Kostenprognose versehenen Liste.


2. Vorstands-Fachmitglied:


Funktion: Oberbürgermeister und Stadtkämmerer der Universitätsstadt Marburg a. d. Lahn, nämlich


Herr Oberbürgermeister Egon Vaupel, domiziliert in 35037 Marburg a. d. Lahn, Kernstadt, Markt 1 (Rathaus);


bei Verhinderung ständig vertreten durch den Direktor der Sparkasse Marburg-Biedenkopf, Herrn Rolf Zährl, domiziliert in 35037 Marburg a. d. Lahn, Kernstadt, Universitätsstraße 10 (Hauptgeschäftsstelle der Sparkasse);


Geschäftsbereich: Vertretung der Stiftungsbelange in der Öffentlichkeit, Medienpräsens - Anwerbung von Drittkapital, als Zustiftung zum Grundstock oder als Spende zu den Vergabemitteln, ohne oder mit projektbezogener Auflage durch den jeweiligen Spender; im Zweifel freie Verfügbarkeit durch den Vorstand.


Management des bereits angelegten oder noch anzulegenden Stiftungskapitals, sachgerecht und kostenorientiert, mithin bestmögliche Bewahrung der betreuten Anlage vor Nachteilen jeder Art, insbesondere aber vor vermeidbaren, also fachspezifisch schon im Vorfeld erkennbaren Verlusten. Ständige Überwachung aller Werte sowie flexible, jedoch stets risikoarme und ertragsmäßig berechenbare Anpassung an die jeweils gegebene Konjunktursituation, politisch und wirtschaftlich; ggf. durch entsprechende Umschichtung (z.B. Pfandbriefe, Unternehmensanleihen guter Bonität, Genusscheine u. dgl.) - Performance-Berichte in Schriftform zu jeder Vorstandssitzung, also mindestens halbjährlich oder bei allfälligen Bedarf schon früher, ggf. im Umlaufverfahren.


3. Vorstands-Fachmitglied:


Funktion: Vereidigter Buchprüfer und Steuerberater, 


nämlich


Herr Diplomkaufmann Ulrich Blanke, domiziliert in 35037 Marburg a. d. Lahn, Kernstadt, Software Center 5a; bei Verhinderung ständig vertreten durch den Rechtsanwalt und Fachanwalt für Steuerrecht Herrn Michael Kühn, ebenda;


Geschäftsbereich: Betriebswirtschaftliche Belange der Stiftung, insbesondere Überwachung (Entwicklungskontrolle) des gesamten Stiftungsvermögens (Grundstock, gebundene und verfügbare Mittel u.a.), nach Maßgabe des aktuellen Performance-Berichtes des insoweit zuständigen Vorstands-Fachmitgliedes - finanzieller Vorschlag (Art, Höhe, Zahlungsweise u. dgl.) an den Gesamtvorstand, stets unter Berücksichtigung der bestehenden und noch im laufenden Geschäftsjahr zu erwartenden Verbindlichkeiten - Jahresabrechnung (§ 7 Nr. 2 HStG), ebenfalls Vorstandsvorlage spätestens binnen 3 Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres - Steuersachen und in diesem Rahmen selbständiger Verkehr mit den zuständigen Finanzbehörden, insbesondere form- und fristgerechte Abgabe der erforderlichen Erklärungen, im Regelfall nur nachrichtlich an den Vorstand.

(2)
Folgevorstand, unmittelbar und sofort einzusetzen nach Ausfall der Stifter bzw. nach Ableben des letztversterbenden Stifters(in) und damit zugleich Rücktritt des gesamten Erstvorstandes;


Vorsitzender des Vorstandes:


Funktion sowie Person nebst Vertreter wie 1. Vorstands-Fachmitglied im Erstvorstand;


Geschäftsbereich wie Vorsitzender(e) und 1. Vorstands-Mitglied im Erstvorstand.


1. Vorstands-Fachmitglied:


Funktion sowie Person nebst Vertreter wie 2. Vorstands-Fachmitglied im Erstvorstand;


Geschäftsbereich wie 2. Vorstands-Fachmitglied im Erstvorstand.


2. Vorstands-Fachmitglied:


Funktion sowie Person nebst Vertreter wie 3. Vorstands-Fachmitglied im Erstvorstand;


Geschäftsbereich wie 3. Vorstands-Fachmitglied im Erstvorstand.

§ 11
(Stiftungsaufsicht, Steuerfreistellung, Abberufung von Vorstandsmitgliedern)

(1)
Die Stiftung unterliegt kraft Gesetzes zunächst der Anerkennung des für den hiesigen Stiftungssitz zuständigen Regierungspräsidiums des Bundeslandes Hessen (Aufsichtsbehörde); obere Aufsichtsbehörde ist das Ministerium dieses Landes (§§ 3, 1of. HStG).

(2)
Zudem ist von der zuständigen Steuerbehörde (Finanzamt) wegen des gemeinnützigen Stiftungszwecks (§ 2) die vorläufige Steuerfreistellung zu erwirken; und ebenso auch bei Änderung der Verfassung, bei Aufhebung der Stiftung und der Entscheidung über den Verbleib des Stiftungskapitals.

(3) 
Die berufenen, jeweils auf ihre zeitgleich ausgeübte Funktion (hauptberufliche Tätigkeit außerhalb der Stiftung) beschränkten Vorstandsmitglieder (§ 10) können gegen ihren Willen lediglich durch die Aufsichtsbehörde abberufen oder suspendiert (§ 15 HStG), nicht jedoch durch den Gesamtvorstand der Stiftung abgewählt werden (Ausnahme von § 9 Abs. 1, 3).

§ 12
(Änderung der Verfassung, Zusammenlegung, Aufhebung)

(1)
Die Änderung der Verfassung, die Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung sowie die Aufhebung der Stiftung kann lediglich bei wesentlicher Änderung der Verhältnisse einstimmig durch den Stiftungsvorstand bei der Aufsichtsbehörde beantragt werden (§ 9 HStG, Ausnahme von § 9 Abs. 1, 3). 

(2)
Eine Änderung des Stiftungszwecks ist nur dann zulässig, wenn dessen satzungskonforme Erfüllung unmöglich geworden ist oder der Zweck selbst nicht mehr kraft Gesetzes als besonders förderungswürdig anerkannt wird. Aber auch bei einer Zweckänderung hat die Stiftung wie bisher allein und unmittelbar dem Gemeinnutz nachhaltig zu dienen und dazu verpflichtet zu sein.

(3)
Die Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung, die denselben Zweck zum Gegenstand hat, kann überhaupt erst nach Ausfall der Stifter durch den Folgevorstand (§ 10 Abs. 2) in Erwägung gezogen und betrieben werden. Ein solches Projekt setzt jedoch unabdingbar voraus, dass beide zusammenzulegende Stiftungen vorab aufgehoben und deren gesamtes Vermögen auf die alsdann neu zu gründende Stiftung übertragen wird. Die Stifter Lothar und Ilse Seeber sind auch im Rahmen der neuen Stiftung angemessen zu berücksichtigen (§ 58 Nr. 5 AO); deren Name, zumindest der Nachname Seeber, soll auch in dem Namen der neuen Stiftung (mit)enthalten sein und bleiben.

(4)
Bei Erlöschen der Stiftung, aus welchen Gründen auch immer, soll deren gesamtes Vermögen an die Deutsche Blindenstudienanstalt e. V. oder, wenn das nicht möglich ist, an eine ebenfalls steuerbegünstigt anerkannte Körperschaft der Wohlfahrtspflege fallen, die auch dieses Vermögen ausschließlich und unmittelbar für die berufliche und gesellschaftliche Eingliederung blinder und sehbehinderter Menschen zu verwenden hat. Diese Körperschaft soll, wenn kein entsprechender Vorschlag vorliegt oder vorgelegt werden kann, durch die Aufsichtsbehörde bestimmt werden.

§ 13
(Inkrafttreten) 

Die Satzung tritt an dem Tag in Kraft, an dem die Anerkennung der Stiftung durch die Aufsichtsbehörde im Staatsanzeiger für das Land Hessen gekannt gemacht wird (17 HStG), jedoch nicht bevor die vorläufige Steuer-Freistellung wegen Gemeinnützigkeit erteilt worden ist und beide Entschließungen den(m) Vorstandsvorsitzenden in gehöriger Schriftform zugegangen sind.

Marburg a. d. Lahn, Dezember 2005 

(Lothar Seeber, Stifter)


(Ilse Seeber, Stifterin)

E r k l ä r u n g

zur Verfassung der

„Lothar und Ilse Seeber-Stiftung“

Zum Erstvorstand sind berufen (§ 10 Abs. 1) und dazu bereit:

Stifter Lothar bzw. Ilse Seeber, Vorsitzende des Vorstands 

Direktor Jürgen Hertlein, 1. Vorstands-Fachmitglied  

OB Egon Vaupel, 2. Vorstands-Fachmitglied

Dipl. Kfm. Ulrich Blanke, 3. Vorstands-Fachmitglied

Zum Folgevorstand (§ 10 Abs. 2) sind berufen, dazu bereit und zeichnen wie folgt:

Direktor Jürgen Hertlein, Vorsitzender des Vorstands

OB Egon Vaupel, 1. Vorstands-Fachmitglied

Dipl. Kfm. Ulrich Blanke, 2. Vorstands-Fachmitglied

